


Der Zuger Weg
zu einer zeitgemässen Behindertenpolitik



Ab 2017: Projekt InBeZug

▪ Auftrag des Zuger Gesamt-Regierungsrats

▪ Auslöser: Entlastungspaket / Prüfung Mittelverwendung

▪ Erarbeitung von Grundlagen für zeitgemässe Behindertenpolitik

▪ Partizipativ und breit abgestützt



Projekt InBeZug: Besonderheiten

▪ Change-Management-Ansatz: Wandel aktiv gestalten

▪ Breiter Einbezug aller Stakeholder, persönliche Kontakte

▪ Blick über Kantons- und Landesgrenzen hinaus

▪ Erproben neuer Lösungen durch Modellprojekte





Bildergebnis für miteinander ev neuhaus
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LBBV: "Landsgemeinde" statt Vernehmlassung



Unser neues Gesetz LBBG

▪ Personenzentriertes System: Unabhängige Bedarfsabklärung 

stärkt Selbstbestimmung bei Angebotswahl

▪ Mit- und Selbstbestimmungsrecht von Menschen mit Behinderung 

verankert: In Einrichtungen, bei Aufsicht, Angebotsplanung

▪ Finanzierung von ambulanten Leistungen, auch von Angehörigen

▪ Beauftragte für Behindertenrechte



Herausforderungen

▪ Partizipation möglichst vieler Betroffenengruppen

Verschiedene Formate bieten: Begleitgruppe, Anlässe, Befragungen, 

persönliche Kontakte. Besuche von Kantonsangestellten bei 

Nutzenden von Einrichtungen, Privatwohnenden, Angehörigen etc. 

("Amtstuben verlassen, rausgehen, kennenlernen, zuhören")

▪ Thema auf Agenda der Politik bringen

Kontakte herstellen, insb. auch mit Direktbetroffenen – z.B. durch 

Aktionen im Parlament, Austausche Fachpersonen / 

Parlamentarier/innen ermöglichen, Sensibilisierung auf allen Ebenen



Beispiel: Begegnungen in der Kantonsratssession



Einbezug von Betroffenen bei Aufsicht / Angebotsplanung

Die Experten sind die Dienstleistungsnutzenden selber. Fachleute 

können nur bedingt für sie sprechen. Der Kanton Zug geht deshalb 

neue Wege bei der Partizipation.



Einbezug von Betroffenen bei Aufsicht / Angebotsplanung

▪ Selbstvertretende (Menschen mit Behinderung) als

Co-Auditoren/innen bei Aufsichtsbesuchen

▪ Breite Befragungen von Betroffenen bei Bedarfsanalyse und 

Angebotsplanung – in adäquater Form für verschiedene 

Zielgruppen



Fazit

▪ Haltungen müssen ändern, nicht nur die Regeln

▪ "Dran bleiben" aller Beteiligter ist wichtig

Bei Visionen und Zukunftsstrategien sind sich rasch alle einig. Bei der 

konkreten Umsetzung kann es mitunter schwieriger werden. Wandel ist 

nicht nur angenehm. Change Management bleibt eine kontinuierliche 

Aufgabe.



Interkantonale Zusammenarbeit – gemeinsam lernen



Zentralschweizer Behindertenpolitik

Gemeinsames Rahmenkonzept

Aktuelle Entwicklungsprojekte:

▪ Bewilligung/Aufsicht

▪ Bedarfsabklärung (IHP/ZUP)

▪ Interkantonale Durchlässigkeit

bei ambulanten Angeboten 
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